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Forderungen
des DGB zur Wirtschaftspolitik

Die Wirtschaft der Bundesrepublik Deutschland ist in den letzten Monaten in
eine auBerordentlich ernste Lage geraten. Diese Stérungen nahmen insbesondere
ihren Ausgang

in entscheidenden Produktionsengpissen der deutschen Wirtschalt (Kohle,
Stahl, Energie) und

in wachsenden Zahlungsbilanzschwierigkeiten, vor allen Dingen im Ver-
kehr mit den europiischen Landern.

Ein im Sommer 1950 zur Verfiigung gestellter Kredit der Europdischen Zahlungs-
union von 320 Millionen Dollar war binnen weniger Monate verbraucht. Von
einem weiteren Uberbriickungskredit in Féhe von 120 Millienen Dollar ist der
gréBte Teil inzwischen schon wieder verausgabt worden.

Die logische Folge einer solchen Entwicklung war die Ende Februar ver-
kitndete véllige Einfuhrsperre. Wenn auch diese Einfuhrsperre zeitlich kurz be-
grenzt sein soll, so kann doch schon heute kein Zweifel dariiber bestehen, daft
sie vielleicht gelockert, aber nicht véllig aufgehoben werden kann. Das sind die
Folgen einer freien Marktwirtschaft und inshesondere einer iiberstiirzten Libe-
ralisier politik im AuBenhandel, vor der die Gewerkschaften von Anbeginn
gewarnt haben. Alle friiheren GegenmaBnahmen (Kreditrestriktionen, Bardepot-
zwang fiir Importe, Diskonterhbhung fir die gesamte Wirtschaft usw.) haben die
Abwirtsentwicklung nicht aufhalten kénnen. Das sind die «Erfolge” einer Wirt-
schaftspolitik, die glaubte, mit unzuliinglichen Mitteln eine freie Marktwirtschafl
in einem Lande durchfiihren zu kénnen, das nach dem vélligen wirtschaftlichen,
sozialen und politischen Zusammenbruch in der Kriegs- und Nachkriegszeit ohne
zielbewuBte Lenkung und Planung Gberhaupt nicht zu einer wirtschaftlichen Ge-
sundung kommen kann. Es wird immer klarer, daf man vom Beginn der ersten
Marshallplan-Zahlung an immer verantwortungsloser in den Tag hineinlebte und
nunmehr vor einer Katastrophe steht, deren AusmaB noch nicht zu iibersehen ist.




Die Gewerkschaften nehmen 1ar sich in Ansypruch, auf diese Entwicklung schon
seil langem hingewtesen zu haben. Sehr ernst und sehr deutlich haben sie aut
dem Grindungskongre8 des DG B lir das Gebiet der Bundesrepublik  Deutsch-
land im Oktober 1949 diese Dinge angesprochen und in ihren wirtschaftspoli-
tischen Leitsdtzen klare Grundsdtze tir die wirtschaltliche und soziale Gesun-
duny Deutschlands zum Ausdruck gebracht.

Wie immer in solchen Féllen. will man heute nicht zugeben, daB die bisher ver-
tolgte Politik und ihre Prinzipien falsch waren. Seit der Regierungserklarung vom
September 1949 ist immer wieder von der Bundesregicrung betonl worden, daf
jede Form staatlicher Lenkung und Planung abgelehnt wird. Dadurch ist schon
rein psychoiogisch in der Bevélkerung eine gefdhrliche Verwirrung entstanden.
Lenkung und Planung sind diskriminiert, und jeder stellt sich darunter dic
Zwangswirtschaft der Kriegszeil vor. Diese ablehnende Stimmung, die die Re-
gicrung selbst hervorgerufen hal, macht es ihr heute ungeheuer schwer, die not-
wendigen Lenkungs- und PlanungsmaBnahmen durchzufithren. Es ist daher kein
Wunder. wenn sie versuchi, mit unzureichenden wirtschaftlichen und geldhr-
lichen sozialen Mafinahmen, die man ,marktkonform” nennt, die Schwierigkeiten
zu beseitigen und nach aufien hin die Fiktion der freien Marklwirtschalt aufrecht-
zucrhalten.

Vorschldge auslandischer Sachverstindiger und auch amtlicher Kreise in der
Bundesrepublik sind geeignet, die bestehenden Schwierigkeiten noch entscheidend
zu vergrofern. Man kann einen Ausgleich der Zahh il der als die z. Z.
wichtigsle Aufgabe erscheint, natiirlich dadurch herbeifithren, da man auf der
ganzen Linie die Nachfrage beschrankt und damit eine deflationistische Politik
betreibl. Dann kénnte die Auflenhandelsbilanz zwar lichen werden, aber
um den Preis einer wachsenden M beitslosigkeit. Die gefdhrlichen &ko-
nomischen, sozialen und politischen Folgen einer solchen Politik miiBten aus der
deulschen Erfahrung in den Jahren 1930 bis 1933 als ernste ‘Warnung klar gesehen
werden.

Die Gewerkschaften erheben gegen eine solche Politik erneut mit allem Nach-
druck ihre warnende Stimme. Sie werden jede Politik, die die Massenarbeitslosig-
keit nicht verringert, sondern erhéht, mit allen Mitteln bekémplen. Sie verlangen,
daB die Bundesregierung jetzt endlich eine de und hé i
Wirtschaftspolitik beginnt mit dem Ziel:

die Produktion und die Produktivitit zu steigern,

damit die Lebenshaltung der G Olkerung zu verbessern,
die verzerite Einkommensschichtung zu beseitigen,

den unangemessen hohen und nicht lebensnotwendigen Konsum bestimmter
Bevélkerungsschichten zu beschneiden und

die auBenwirtschaftlichen Schwierigkei durch i Anstrengun-
gen zur Lenkung des Imports und Steigerung des Exports zu beheben,

Das setzt allerdings voraus, dafi soziale Spannungen vermieden werden, und die
Arbeitnehmerschaft in der gesamten Wartschait durch die Verwirklichung des Mit-
beslimmungsrechtes auf das gesamie wirtschaftliche und somale Geschehen Ein-
fluB nehmen kann. Nur dann wird es maylich sein, ein Gesamtsystem planender
und lenkender MaBnahmen in sich so abzustimmen, daf die qesetzten Ziele:

groBere Produktion und Produktivitit,

bessere Verteilung des Sozialproduktes unter vordringlicher Sicherung des
Realeinkommens der Arbeitnehmer und sozial Schwachen und

Votlbeschiftigung

erreicht werden. Sie sind unerlaBlich, um die politische und soziale Befriedung zu
erreichen.

Dazu werden tolgende Vorschldge gemacht:

I. Investitionspolitik

1. Notwendigkeit einer Investiti g

Die Inveslitionstéligkeit seit der Wahrungsreform ist gekennzeichnet durch die
Tatsache, daB Jahr fiir Jahr rund zwei Drittel der Bruttoinvestitionen iiber Selbst-
finanzierung durchgefihrl worden sind. Die Betriebe - insbesondere der gewerb-
lichen Wirtschaft — haben durch Hochhaltung der Preise trotz verbesserter Ka-
pazitdtsausnutzung und steigender Arbeitsleistung derartig groBe Gewinne erzielt,
daft ihnen eine solche Politik méglich war. {Zunahme des industriellen Produk-
lionsvolumens seit der Wahrungsreform nach amtlichen Angaben rund 150%,
Zunahme der Arbeitsleistung rund 50"} Diese erhielt dazu noch durch Steuer-
begiinstigungen und eine auBerordentlich schlechte Stensermoral  Auftrieb. Die
Wirtschaft der Bundesrepublik hat allein im Jahre (950 rund

21 Milliarden DM

fiir Anlage-Inveslilionen und Lagerauifstockungen verwendet; seit der Wihrungs-
reform sind es rund 50 Mrd. DM.

Bei diesen Investitionen, die iiberwiegend ,Individualinveslitionen” waren, hat sich
der Nachteil der freien Marktwirlschaft besonders drastisch gezeigl. In der Ver-
brauchsgliterwirtschaft, im Handel, Transrort- und Gaststitiengewerbe, in  den
Banken und Versicherungen, aber auch zum Teil in der 6ffentlichen Verwaltung
wurden wesentliche Summen investiert. Dabei handelt es sich zum Teil um Fehl-
investitionen, Andei, an sich niitzliche Investitionen dieser Gruppe, wurden zu
einem Zeitpunkt durchgefiihrt, als unter dem Gesichtspunkt der volkswirtschaft-
lichen Dringlichkeit die verfiigb Mittel dies noch gar nicht zugelassen hitten.
Glei: itig vernachldssigle man aber in nicht zu vertretender Weise die Investi-
lionen in den wichtigsten Grundstoffindustrien. So blieben z. B. die Investitionen
insbesondere im Kohlenbergban, in der eisen- und stahlerzeugenden Industrie
und in der Energiewirlschaft weit hinter dem volkswirtschaftlich notwendigen
MaB zuriick.




Die Folge ist, daB unsere Wirtschalt heute z. B. ualer akutem Mangel an Kohle,
Stahl und Energie leidet, und daB auch noch nicht abzusehen ist, wann diese
Mingel behoben sein werden. Damit ist die Erhaltung des Produktionssiandes und
der weitere Produklionsausbau in allen anderen Wirtschaftszweigen weil-
gehend gehemmt. Das fithrt zwangsidufig zu einem Produktionsriickgang, der wie-
derum das Gesamtvolumen unserer Wirlschaft sehr nachteilig beeinflufit, wahrend
gerade cine starke Erhhung der volkswirtschaftlichen Leistung und damit eine
VergrofBerung des Sozialproduktes die erste Vor: g fiir eine Behebung der
wirtschaftlichen Schwierigkeiten Deulschlands wére. Eine Erhdhung der volkswirt-
schaftlichen Leistung sowohl zur VergroBerung des inldndischen Konsums als auch
zur Steigerung des Exports macht eine Lenkung der Investitionen lebensnotwen-
dig, um

a) hestehende Engpdsse in den Grundsloffindustrien zu heseitigen;

bt durch Schwerpunkibildung jene Industrien und Wirtschaftszweige zu fér-
dern, die den lebensnotwendigen Bedarf zu decken in der Lage sind, oder
die als exportintensiv oder importsparend zur Verbesserung der Zahlungs-
bilanz beitragen kinnen;

) den sozialen Wohnungsbau, kombiniert mit der Schaffung zusétzlicher Ar-
beitsmégtichkeiten, oder zur Umsiedlung von Arbeitskréften, zu inlensi-
vieren.

2. Aufbringung der Mitte}

Die erste entscheidende investitionspolitische Aufgabe besteht daher darin, sofort
und nachhaltig die Mafinahmen zu ergreifen, die in Abkehr von der bisherigen
Planlosigkeit die Voraussetzungen fiir eine Beseitigung der Engpésse in der west-
deutschen Wirtschaft bedeuten.

Es ist ein Irrtum, anzunehmen, daB dieses Ziel iiber eine generelleKonsum-
beschrinkung und entsprechende Anreize zur Spartédtigkeit oder
iber ein Zwangssparsystem erreicht werden konnte. Weder die Einkom-
menshéhe im Einzelfalle noch die durch die Wirtschaftspolitik geschaiffene ver-
zerrte Einkommensschichtung lassen eine Sparféhigkeit und Sparwilligkeit in dem
gehofften und erforderlichen AusmalB zu. Auch Steuerbegiinstigung des Sparens
verspricht — wie die bisherigen Erfahrungen gezeigt haben — keinen Erfolg. Ab-

le: ist eine Spark g liber den Preis (Baby-Bons), wie sie in Vor-
schldgen des Bund, ini ); ist, Sie trégt nicht dazu
bei, die Verzerrung der Einkommensschichtung zu beseitigen und 14Bt, soweit bis-
her Einzelheiten dariiber bekanntgeworden sind, alle Sicherungen zur Deckung
des let di Vert his der breiten Massen ohne Preiserhshungen
vermissen. Diejenigen Schichten der Bevélkerung diirfen nicht noch stirker von
der Bedarfsdeckuny ausgeschlossen werden, die bisher nur in geringem Umfange
in der Lage waren, thren Nachholbedarf zu decken.

. 143,

irtsc fum:!

6

Da Investitionen nur dort noch gestattet oder gefardert werden sollen, wo emne
erhdhte volkswirtschaftliche Leistung erwartet werden kann, muf jede

andere individuelle Investierung unterbunden werden.

Die handelsbilanzméfigen Abschreibungen fallen iiber den Preis in flussigen
Mitteln an. Sie stehen in ihrer Héhe fest. Sie sind im Augenblick cine der Quellen
lir die Selbstfinanzierung zur Ersatzbeschaffung oder Neuinvestierung. Der DGR
fordert, daB dic Abschreibungen der gewerblichen Unternchmen grundsatztich
zugunsten der Kredilanstalt fiir Wiederaufbau zur Verfiigung gestellt werden. Es

mul ein generelles Investitionsverbot ausgesprochen
werden, um den Weg fiir eine planvolle Investitions-
politik freizugeben.

Den Gliubigern sind vorerst Anleihestiicke der Kreditanstalt fiir Wiederaulbau
auszuhdndigen, die fiir einige Zeit weder verkauft noch belichen werden diirten
Diese Obligationen miissen mit einer enisprechenden Verzinsung ausgestattet wer-
den. Es ist wiinschenswert, daB diese Obligationen spéter in Obligationen der
Grundstoffindustrien usw. umgetauschl werden,

In &hulicher Weise sind abzufithren alie nach der Steverbilanz ausgewiesenen Ge-
winne nach Abzug der Steuern und nach Abzug einer etwaigen Dividende, die ber
hochstens 4% gestoppt werden muB. Rei Personalgesellschaften oder Einzel-
firmen soll ein angemessenes, den Steuervorschriften entsprechendes Unternehmer-
entgelt anrechnungsfahig sein. Der iiberwiegende Teil der Selbstfinanzierung, der
auf Grund steuerlicher Begiinstigung méglich gemacht wurde, wird zukiinflig nach
Fortfall der Steuerbegiinstigung entweder als Gewinn erscheinen und dann {iber
die Einkommen- oder Kérperschaftsteuer erfat werden, oder aber er wird zu
Preissenkungen benutzt und auf diese Weise ausgeglichen.

Die Gefahr, daB bei solchen MaBnahmen frotzdem Neuinvestitionen iber den Re-
paraturaufwand der Betriebe durchgefithrt werden, erscheint wenig begriindel,
wenn entsprechend dem bisherigen Reparaturaufwand feststehende Durchschnitts-
sdtze bindend fiir die Betriebsausgaben dieser Art in den nichsten zwei Jahren
durch das Bundesfinan: tisterium  f werden.

Ausnahmen kénnten durch eine Sonderregelung beriicksichtigt werden.

Dariiber hinaus sind 80% aller ausleihefdhigen Mittel bei Lebensversicherungs-
gesellschaften und bei Sachversi llschaften bestimmter Sparten der
Kredil It fiir Wied zu iibertragen und fiir das Investitionsprogramm
zu verwenden. Ebenso sollien alle Ausleihungen der Sparkassen bis zu 80% des
Meuzuganges nicht ohne Zustimmung der Kreditanstalt fiir Wiederaufbau mdglich
sein,

In diesem Z hang sind nachstehende Zahlen aufschluBreich:

Von der Gesamtinvestitionssumme von 21 Mrd. DM entfielen 1950 rund 7 Mrd. DM
auf Abschrei die als Er: investierungen angelegt worden sind.
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Die restlichen 14 Mrd. DM Nettoinveslitionen onthalten 3 Mrd. DM fir Lager-
investitionen.

Von diesen 14 Mrd. DM wurden acfgebracht
2,3 Mrd. DM vom Kapilalmark{,
50 Mrd. DM aus Gewinnen und Gberhohten Absdireibungen,

4,0 Mrd. DM aus dftentlichen Mitteln der Gebietskérperschaften, des Bun-
des, der Linder und Gemeinden, aus Umstellungsgrundschul-
den und aus dem Soforthilfefonds,

1.0 Mrd. DM durch Bankenvorlinanzierung,

1,7 Mrd. DM aus ECA-Milteln.

Bei Durchfiilhrung der heabsichtigten Sleuerreiorm werden sich die Gewinne
erheblich ermaBigen. Auch die Kapilalimarkt- urd éffentlichen Mittel werden nicht
mehr im bisherigen Umiang zur Verfiigung stehen.

3. Verteilung der Mittel

Die aus Abschreibungen, Gewirnen Versicherungseingédngen und Spargeldera
erwachsene Kapitalsumme wir¢ durch die Kreditanstalt tir Wiederaufbau nach
volkswirtschaftlichen Dringlichkeitsstufen neu verteilt. Alle gewerblichen Betriebe,
bei denen eine Neuinvestierung oder Ersatzbeschaffung volkswirtschaftlich nicht
vertretbar ist, miissen fur die Zeil dieser Kapitallenkung, d. h. zundchst fir die
Dauer von zwei Jahren, individuelle Investitionswiinsche zuriickstellen. Fiir die
Dringlichkeitsstufen muB eine Rangordnung vorgesehen werden, die vor allem den
Bergbau, die eisen- und stahlerzeugende Industrie, die Energiewirtschaft, den so-
zialen Wohnungsbau, die Verkehrseinrichtungen (Bundesbahn), den Seeschiffbau,
exportwichtige und importsparende Industrien, lebenswichtige Betriebe in Not-
standsgebieten und die Landwirlschaft zur Durchfithrung eines intensiven Produk-
tionsprogramms zu beriicksichtigen hat.

Beispielsweise werden ein Ausbau und die technische Verbesserung der Kraftwerke
eine weseniliche Entlastung auch der d hen Kohlenvi mit sich bringen,
da der Zechenselbstverbrauch an Kohle, der normal bei 8% liegt, heute auf 20%
gestiegen ist. Ein Ausbau der Kraftwerke des Steinkohlenbergbaues wiirde gleich-
zeitig 10 bis 20 Mill. t Kohie jahrlich fiir die deutsche Wirtschaft verfiigbar machen.
Der nach Dedkung des Investilionsbedarfs der b ders fGrderungswiirdigen Wirt-
schaftszweige {ibrigbleibende Rest wird auf die iibrige Wirtschaft unter Gesichis-
punkten der volkswirtschaftlichen Dringlichkeit verteilt. Sollte der Anfall an liqui-
den Mitteln zur Finanzierung der geplanten Investitionen grofier sein, als die vor-
handene Kapazitét Investierungsmafinahmen durchfithren 14Bt, kann ‘ein etwaiger
Uberhang zur Aktivierung des Kapilalmarkies oder aber im dritten Jahre zu wei-
teren Planinvestitionen benutzt werden,

4. Verwaltung der Mittel

Fir die Uberwachung der Aufbringung der Miltel fiir die Inveslilionsplanung und
vor allem auch fir die Entscheidungen der Investitionslenkung ist es notwendig).
dah auf Bundes- und Landerebene Gremicn «ingeschaltet werden, die pantdtisch
von Unternehmern und Gewerkschaften zu bilden sind. Auf Bundesebene ist vin
paritdlisch besetztes Koordinierungsorgan erforderlich. Die zweckmdBigste Losung
auf Lindur~tene erscheint eine méglichst schnelle und echte Umbildung der be-
stchenden vegionalen Wirtschaftsorganisationen, insbesondere der Industrie- wnd
Handelskammern, auf parititischer Grundlage. Diese Gremien haben mit den
regionalen Banken zusammenzuarbeiten.

II. AuBenwirtschaft
1. Impori

Das groBe und wachsende Zahlungsbilanzdelizit der Bundesrepublik zwingt zu cin-
schneidenden Mafinahmen sowohl auf der Einfuhr- als auch auf der Ausfuhrseile
des Warenhandels,

Die bisher von der Bundesregierung getrolfenen MaBnahmen liefen auf eine gene-
relle und gleicaméBige Beschrankung der Importe hinaus. Damil wurden sowohi
die lebenswichtigen als auch die entbehrlichen Importe in gleicher Weise getroflen.

Bei einer verniinftigen Wirlschaftspolitik der Volibeschéftigung ist es selbstver-
sténdlich, dal der Import nach den volkswirtschaftlichen Notwendigkeitcn diffe-
renziert wird. Dieses bedeutet unter Beachtung der verschiedenen handelsvertrag-
lichen Bedingungen:

L. eine méglichst starke Beschrinkung der Einfuhr an sogenannlen nicht lebens-
wichtigen Giitern;

~

eine Beschrankung der Einfuhr an Fertigwaren, fiir die im Inland geniigend
Kapazititen zur Verfiigung stehen;

w

. eine Beschrédnkung auch der Halbstoff- und Rohstoffeinfuhr, soweit es sich
nicht um Materialien fiir besonders zu bevorzugende Industrien handelt, die
ihre Endprodukte wieder in der Hauptsache exportieren oder die zur Stei-
gerung des Investitionsvolumens im Inland gebraucht werden.

Beachtet man alle diese Gesichtsy te fiir die Abg g ciner nicht lebensnot-
wendigen Einfuhr, so kommt man zweifellos zu einem viel hoheren Anteil solcher
Importe als 10%, wie er verschiedentlich amtlich engenommen wird. Aber schon
diese 10% wiirden eine jéhrliche Einfuhrersparnis von rund 1 Mrd. DM bedeuten.

Eine solche Beschrankung der Importe ist in Abweichung von der bisherigen Libe-
ralisierungspolitik notwendig, weil steigende und leb heidende Investitio-
nen, wie sie gefordert werden miissen, die Gefahr weiterer Importsteigerungen
mit sich bringen. Dabei ist damit zu rechnen, daB die ungleiche Entwicklung der




Import- und Exportpreise zu ciner weiteren Verschlechterung der Austausch-
relation fiir die Bundesrepublik fithrt. Welchen EinfluB diese Verschiebung der
Preisrelationen im AuBenhandel gerade fiir die westdeutsche Wirtschafl hat,
zeigt ein Vergleich mit den Zahlen des Jahres 1936. In Preisen des genannlen
Jahres, d. h. bei wesentlich niedrigeren importpreisen und relaliv giinstigeren
Exportpreisen, wiare die Handelsbilanz z. B. im November 1950 [ir die Bundes-
republik ausgeglichen gewesen. Fiir das ganze Jahr 1950 héde sich, in den
Preisen von 1936 berechnet, das Handelsbilanzdefizit von 3 Mrd. DM aul rund
0,4 Mrd. DM reduziert. ‘

Zur Unterstiitzung einer volkswirlschalllich zweckméBigen Importpolitik ist es
erforderlich, daB die Zahlung des Bardepots nicht nur fiir subventionierte Einfuhr-
giter erheblich herabgesetzl, sondern auch fir sonstige volkswirtschaftlich wichtige
Importe stirker differenziert wird. Es ist heute eine allgemein bekannle Erschei-
nung, daB die Zahlung der Bardepots — inshesondere dann, wenn die Einfuhrquote
geringer ist als erwarlet — preisverteuernd wirkt, zumal Zinsbetrdge bis zu 20"
tiir entsprechende Kredite bekannt sind.

2. Export

Aul dem Gebiete des Exports sind entscheidende Forderungsmafinahmen angebracht,
Ein werentliches Mittel hierzu ist die Bereitstellung von Betriebsmittelkrediten,
vor allem fiir soldie Betriebe und Industrien, die exportwichlig sind, und bei
denen der Veredelungsfaktor besonders hoch ist. Man sollte auch nicht davor zu-
riickschrecken, den Inlandabsalz solcher Giiler zu beschranken, die auf den Aus-
landsmérkten stark nachgefragt sind, und die nicht zu dem Kreis der lebensnot-
wendigen Giiter fiir die inlandische Bedarfsdeckung gehéren. Ergénzende Mafi-
h zur Investitionslenkung sind erforderlich,

Ein starkes Hemmnis fiir die Exportiorderung ist der komplizierte Verwaltungsweg,
an den der deutsche Export gebunden ist. Hier muff Entscheidendes zur Export-
forderung und Exporterleichterung getan werden.

Die Einfiihrung steuerlicher Begiinstigungen fiir den Export erscheint solange nicht
nétig, als die im Zuge der Liberalisi gspolitik stark ang ch Kapital-
flucht nicht unterbunden werden kann.

Damit die Bundesrepublik alle Mdglichkeilen einer selbstverantwortlichen lmport-
und Exportpolitik ausnutzen kann, sind alle diskriminierenden Beschrdnkungen
fiir die d Handels- und Nieder} freiheit, vor allem auch hinsicht-
lich des Ost-West-Handels, aufzuheben.

Wl Rohstofilenkung

Eine gesteuerte Import- und Exportpolitik wird jedoch nur dann zur vollen Auswir-
kung kommen kénnen, wenn gleichzeitig eine den volswirischafilichen Notwendig-
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keiten entsprechende Rohstofflenkung ermoglicht wird. Es gibt hicrzu mancherlet
Maglichkeiten, z. B.:
Verwendungsverbole,
Produktionsauflagen,
Schaffung von Prioritdten fur besonders zu bevorzugende
Wirtschaftszweige,
Beimischungszwang,

stirkere Verwendung von einheimischén Rohstolten,

Es ist dringend notwendig, da8 die deatsche Wirtschaft von den tibermdbig dricken-
den Exporlverpiliditungen an Kohle, ebenso wie von den noch bestehenden Pro-
duklivnsheschrankungen, besonders in der eisenschaffenden Industrie, in der kohle-
veredelnden und chemischen Industrie (Buna, Treibstoffe, Zellstoff) sowie in der
Aluminiumindustrie, befreit wird. Eine solche Mafinahme liegt auch im Interesse
der Alliierlen, die eine curopiische Wirtschaflseinhett und Wirlschaftsgesundung
anstreben.

Fine Lenkung des Kohlenverbrauchs muf in erster Linie die Baustoffindustrie, die
cisenschaffende Industrie, die Energiebetriebe, die Bundesbahn, die Zulieferindu-
strien [ir das Schwerpunktprogramm, sowie exportintensive und importsparende
Industrien neben dem Hausbrand bericksichtigen.

Es isL dringend notwendig, durch die G g g die Vi ungen fir eine
wirkungsvolle Rohstofflenkung zu schaffen. Hierzu gehért insbesondere die Zen-
tralisierung aller Fragen der Rohstoffbewirtschaftung an einer Stelle, an der die
Gevrerkschaften maBgeblich beteiligt werden miissen,

IV. Preise und Léhne

Eines der wichtigsten Probleme zur Gesundung der deutschen Vaolkswirtschalt
und zur Sicherung des sozialen Friedens ist eine verntnftige Regelung des Lohn-
und Preisgefiiges und eine SchlieBung der Lohn-Preis-Schere.

1. Die Einkommenschichtung in Westdeutschland

Methodisch einwandfrei durchgefiihrte Erhebungen iiber die Einkommensschich-
tung im Bundesgebiet haben b daB im Mai 1950 die Erwerbspersonen und
Rentner sich wie folgt auf die Einkommensgruppen verteilten:

6,1 Mill. Einkommenshnzieher (27,1%) hatten Monats-Einkommen unter 100 DM
8,3 Mill. Einkommensbezieher (36,8%) hatten Monats-Eink. von 10l bis 250 BM
5,0 Mill. Einkommensbezieher {22,1%) hatten Monats-Eink. von 25t bis 400 DM
1.4 Mill. Einkommensbezieher { 6,4%) hatten Monais-Eink. von 40i bis 550 DM
1,7 Mill, Einkommensbezieher  76%) hatten Monats-Eink. von 551 DM u. mehr
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Auf 1,2% der Zahl der Einkommensbezieher entfielen in den oberen Einkommens-
gruppen 11,3% der Summe der Einzeleinkommen.

Die Preisentwicklung seit Mitte 1950 hat diese Ungleichheit der Einkommensver-
teilung noch wesenllich verschirft. Das bedeutet, daB heute dber zwei Drittel
alier Einkommensbezieher auf die Gruppen unier 250 DM Monatseinkommen ent-
fallen. Jede weitere Senkung der mittleren und kleineren Realeinkommen (auch
durch Mafinab wie ren und Baby-Bons) muB deshalb zu schweren
Erschitterungen unseres Wirt_chafts- und Sozialgefiiges fithren.

2. Preispolitik

Durch die freie Marktwirlschaft haben sich die Preise infolge eines ziigellosen
Egmsmus und zunehmender Preisabreden in einer Weise entwickelt, daB die durch

Anst erzielten Fortschritte in der Leistung und in der Pro-
duktionshéhe bisher den Konswmenten nur unzureichend zugute gekommen sind.
Dies gilt in den allermeisten Fillen bereits fiir die Stufe der Erzeugung der Giiter,
wo Investiti i iiber Unk verrechnet worden sind. Kostenverbiili-
gende Faktoren hingegen sind in den Preisen hdufig nicht zur Auswirkung

Schon im D ber 1950 lag das Niveau der GroBhandelspreise um
rund ein Viertel héher als im 1. Quartal nach der Wahrungsreform, obwohl schon
damals wesentliche Preissteigerungen statigefunden hatten. Hinzu kommt, dal die
Handelsspannen in vielen Fiillen infolge der iibersetzten Handelsstufen und Han-
delswege den an sich schon iiberhéhten Erzeugerpreis in einem unvertretbaren
MaB verteuern. Allein in der Industriewirtschaft des Bundesgebietes hat sich
gegeniiber 1936 die Summe der Léhne und Gehélter nur um rund 130% erhdht,
wihrend die § der Bruttogewi in der gleichen Zeit um 330% gestiegen
ist. Dies bed da8 die Lohnquote, d. h. der Anteil der Lohne und Gehilter
am Nettoproduktionswert, sich von 50% auf 35% verringert hat, wihrend die
Quote der Br it sich gleichzeitig von 50% auf 65% erhdhte.

Die Tendenz der Prei theit und der Pr i ung ist durch die systemlose
Preispolitik der Bund gierung und durch die im Zuge der Korea-Krise vom
‘Weltmarkt her wirkenden Einfliisse in den letzien Monaten wesentlich verscharft
worden. Die westdeutsche Wirlschaft und vor allem der westdeutsche Ver-
b h i in den Monaten, falls nicht sehr drastische preispoli-
tische MaBnahmen der Reglerung getmffen werden, mlt weiteren wesentlichen

Preissteigerungen fiir Vert h Die Haup inschaft des Deut-
schen Einzelhandels veranschlagt die Pljeisstelgerungen bis zum Sommer 1951
allein fir industriell erzeugte Verhr gii auf mind 20% diiber dem

Preisstand vom Sommer 1950,

Dabei sind weitere preisverteuernde Faktoren aus SteuermaBnahmen oder von
der Rohstoffseite her nicht einmal emgerechnet :

Dariiber hinaus stehen wesentliche Verteuemngen von Brotgetreide, Zucker,
Milch, Butter und Margarine zur Diskussion. Man spricht weiterthin von Preis-
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erhdhungen fiir Kohle, Eisen, Energie, Verkehrstarife und Mieten. Was aus diesen
Vorschldgen an Preiserhbhungen realisiert wird, 1aBt sich noch nicht aberschauen.

Unter den nicht preisgebundenen Lebensmitleln sind die Fleischpreise erheblich
gesliegen. Weitere Fleischpreissieigerungen sind zu erwarten.

Die Hauptaufgabe einer volkswirtschaitlich zweckméaBigen Preispolitik besteht
darin, die Preissteigerungen, soweit sie infolge von Weltmarkteinflissen unver-
meidlich sind, aul ein MindestmaB zu beschranken und durch Prelssenkungen auf
anderen Gebi soweit wie mdéglich zu k Pr

kann durch Ausdehnung der Produktion leb wendiger Giiter entgegeng
werden. Wo Preissteigerungen unvermeidlich sind, sollten sie so differenziert wer-
den, da8 der Massenverbrauch davon unberiihrt bleibt,

irkt

Steigende Rohstolfpreise diirfen nicht proportional in den Kalkulationen weiler-
gegeben werden. Ihre Wirkung wird so nur vervielfacht. Feststeht, daB ein Teil
von Preissteigerungen in den Produktionskalkulationen und in den Handels-
spannen aufgefangen werden kann.

Notwendig ist, die gesetzlichen Voraussetzungen fiir eine wirkungsvolle Preis-
lenkungspolitik zu schaffen. Eine zentrale Preisiiberwachungsstelle mu8 mit allen
Vollmachten ausgestattet werden. Eine verniinftige Preisgestaltung selzt voraus,
daB klare Preisbild - und Preisbindi vorschriften erlassen und daB
unib und unerwii Prei ungen auf lebenswichtigen Gebieten
unterbunden werden. UnerlaBlich fiir eine konstruktive Preispolitik ist eine um-
fassende und richtige Preisstatistik, fiir die insb d auf dem Gebiete der Ver-
braucherpreise endlich die notwendi — auch fi iellen — Vi ungen
haffen werden

Ubertretungen der Preisgesetze sollte man nicht mit Geféngnis- oder Geldstrafen
ahnden, da solche Strafen ihre Wirkungslosigkeit bewiesen haben. Erfolgver-
prechender sind Betati verbote oder GeschiftsschlieBungen.

Zu einer wirkungsvollen Preisiiberwachung gehért, dag eine Preisauszeichnungs-
pilicht fiir alle !ek digen Waren hrieben wird, die sich nicht nur
auf den

Verkaufspreis, sondern auch zugleich auf den
Einstandspreis

erstrecken mug,

3. Lohnpolitik

Durch das Miliverhiltnis zwischen Lﬁhnen und Freisen ist seit der Wihrungs-
reform und vor allem in den letzten M bschapf

eine Kaufk b zu
Lasten der sozial schlechter gestellten Bevélkerungskreise erfolgt, die in kemer
‘Weise weiter hingenommen, noch viel weniger verschirft werden kann.
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Vallig abwegig ist eine Lohnpolitik, die von einem Verzicht auf die durch die
bisherigen Preiserhthungen notwendig gewordenen Lohnerhéhungen ausgeht.
Ebenso undiskutabel ist der Vorschlag, beabsichtigie Preiserhéhungen auf hisher
pr bund Gebi lediglich durch eine generelle einmalige prozentuale
Lohn~ Gehalis-, Renten- und Unterstiitzungserhdhung auszugleichen. Berechnun-
gen iiber die bei Preiserhdhungen bestimmter Grundnahrungsmittel notwendig
werdenden Mehrausgaben der Familien bedirfen differenzierter, neuer Methoden
und Kalkulationen.

Die gewerkschaftliche Lohnpolitik zielt darauf ab, die Léhne entsprechend dem
Preisgefu.». zu ordnen. Wenn in diesem Zusammenhang von Lohnen gesprochen
wird, so sind damit selbstverstindlich auch die Gehélter, Pensionen, Unter-
stiitzungen und Renten gemeint. Aus der verénderten Einkommensschichtung er-
gibt sich, daB die Lohn- und Gehalisempfénger durch die bxshenge ertschaﬂs-
politik benachteiligt wurden, und daB die Einl h ins-
1 d die Rent und Unterstii pfanger, immer mehr verelenden.

Die oft in harten Auseinandersetzungen im letzten Halbjahr 1850 erreichten nomi-

nellen Lohnerhéh die — verschieden nach den einzelnen Industriebranchen —
zwischen 5 und 15'/n schwanken, haben keinesfalls die Lohn-Preis-Schere
hl Die spd Preiserhot haben die nominellen Lohnvorteile

wieder beseitigt. Die Wochenverdienste sind seit Januar 1949 um 10% gestiegen,
wobei allein 4% auf eine Erhéhung der Wochenarbeitszeiten (auf 49,1 Weochen-
stunden) entfallen, Der beste Ausdruck fir den niedrigen Stand des deutschen
Lohnniveaus ist die Tatsache, daB der Anteil aller Arbeitseinkommen am Sozial~
produkt von 31% im Jahre 1938 auf 29,7% im Mai 1950 zuriickgegangen ist. Im
schérfsten Gegensaiz hierzu steht die Entwicklung in anderen Landern mit fort-
schrittlicher Wirischaftspolitik. So hat sich beispielsweise der Anteil der Léhne
und Gehélter am dukt in GroBbri jen von 62% im Jahre 1938 auf
70% im Jahre 1948, in den Niederlanden von 50% im Jahre 1938 auf 56% im
Jahre 1948, und in Norwegen von 57%s im Jahre 1938 auf 60% im Jahre 1948
erhéht.

Die Regelung der Lohn-, Gehalts- und Arbeitsbedi muf im Grundsatz
ausschlieBlich Aufgabe der Tarifvertragsparteien sein. Eine solche Regelung wird
slch “umso eher reibungslos durchfiihren lassen, je mehr die verantwortliche Mit-
der Arbeitnet haft in der Wirtschaft verwirklicht ist, Die Orien-
tierung der Lohnpolitik wird umso leichter sein, je mehr eine planvolle Wirl-
schafispolitik einen Rahmen scham, in dem sie sich bewegen kann,

Die Absicht, durch Wiederemfuhrung der Z ichtung die Zustédndigh
der Tarifvertragsparteien weitgehend auszuschalten und die Lohne mit Hilfe einer
staatlichen Ordnung zu regeln, mu8 er aB zu fithren, die;
der gesamten Wirtschaft abtriglich sind. Der DGB lehnt deshalb elne neue\
Schlichtungsordnung mit den Mw einer Z hlichtung ab,

i
\
Die vornehmsie Aufgabe der Lohnpolitik wird es daher sein, eine entsprechendei
Relation zwischen Lohnen und; Sozialpredukt zu erzielen, Damit wiirde im Geblet’
\

|

|

i

|
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der Bundesrepublik wenigstens ein Teil der Entwickiung nachgeholt, die sich in
anderen europdischen Volkswirtschaften in der letzten Jahren vollzogen hat.
Gleichzeitig wirde damit auch eine der wesent'ichen Voraussetzungen fiir eine
europdische Wirtschaitseinheit geschaffen werden, Weiterhin ist es notwendig,
eine entscheidende Korrektur des Lohngeliiges selbst vorzunehmen, wobei der
Grundsatz des gleichen Lohns fiir Manner und Frauen bei gleicher Leistung ver-
wirklicht werden mufl. Auch die niedrigen Einkommensbezieher miissen in der
Lage sein, den sozialen Existenzbedarf zu decken. Hierzu gehéren auch entspre-

chende Korrekturen der Beziige der Sozialreniner, Ruhestindl und Unter-
stlitzungsempfanger.

Verschiedene Vorschlige emplehlen der Bund gierung, leistungsb

Lohne auch gegen schérfsten Widerstand der Gewerkschaften einzufiihren, Dxe
Gewerkschaften lehnen eine Leist: lohnung im Grund nicht ab. Die Er-

fahrungen aber, die mit derLeistungsentiohnung seit der Wahrungsreform gemacht
wurden, haben gezeigt, daB zwar eine Steigerung der Produktivitét, jedoch nicht
in gleichem Umf: eine prechende Steigerung der Lohne und Gehdlter er-
reicht wurde. Gegen derartige Entwicklungstendenzen wendet sich der D GB mil
aller Entschiedenheit.

Eine Koppelung des Lohns mit der Produktivitdt ist nur dann angebracht, wenn als
MafBstab des Produktionsergebnisses nicht allein die mengenmiBige Leistung des
Arbeitnehmers,

sondern gleichzeitig der Durchschnittserlés je Pro-
duktionseinheit zugrundegelegt wird.

Die Gewerkschaften wenden sich nicht gegen die Bemiihungen, die Leistung je
Beschiftigten zu steigern; es mufl nur sicher sein, daf die Arbeitnehmer, die diese
hohere Leistung vollbringen, entsprechend an dem Ertrag der Mehrleistung
beteiligt werden,

Absichten einer Bindung der Arbeitskrifte an den Arbeitsplatz und der Zwangs-
einweisung von Arbeitskriften in andere Berufe kénnen keinesfalls hingenommen
werden, Entsprechend giinstige lohn- und arbeitspoliti Regel Fiir M 1
berufe schaffen allein die Voraussetzungen, die zur Lenkung und Bindung der
Arbeitskrifte notwendig sind,

V. Wohnungsbau und Mieten

Eine wesentliche Voraussetzung fir eine Produktions- und Leistungssteigerung
und inshesondere fiir eine Uberwindung der strukturellen und kon]unkturellen

Arbeitslosigkeit ist die Durchfiihrung eines ds

Durch A itung - der vorhand Bau- und Baustoifkapazitéten
und durch Sich g der Fi i des ial b im Rahme
des Inv-\u- i mufl die Moglichkeit zur Schaffung aus-

relchender und billiger Wohnungen fiir alle Erwerbstitigen gegeben werden. Im
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sozialen Wohnungsbauprogramm muf das Siedlungswesen den ikm gebiihrenden
Platz haben. Schul- und Krankenhausbauten sind in die gesamte Programmplanung
einzubeziehen.

Bei der Durchfiihrung des sozialen Wohnungsbauprogramms muB Grundsatz sein,
dall Wohnungen vo: allem dort gebaut werden, wo industrielle Arbeitsplitze vor-
handen sind oder geschaffen werden. Dies gilt in erster Linie fir die Produktions-
giiter- und Grundstoifindustrien. Aber auch in der Verbrauchsgiilerindustrie wére
eine erhebliche Neuanlegung von Arbeitskriften durch Umsiedlung méglich, ohne
dal} zusétzliche Investitionen fiir neue Kapazititen notwendig waren. Die Woh-
nungsbeschaffung lenkt die Kaufkraft auf einheimische Erzeugnisse {Mébel und
Hausral) und trigt damit entscheidend zur Entlastung der Zahlungsbilanz bei.

Fiir die Durchfiihrung eines groBziigigen sozialen Wohnungsbauprogramms ist es
notwendig, daB

zeitig die entsprechenden Planungsarbeiten durchgefiihrt werden;

die erforderlichen Bau- und Bausloffkapazititen zur Verligung gestelll
werden;
die Finanzierung gesichert wird;

haffung

die notwendigen gesetzlichen Vor: far die B
zu vertretbaren Preisen gegeben werden.

Durch Rationalisierung der Bauwirtschaft, durch Einfihrung neuer Baumethoden,
durch Inangriffnahme zusammenhéngender Grofiprojekte, durch GroBeinkaul von
Baumaterialien, durch Normung und Typisiecura von Bauteilen usw. kann weiter-
hin cine wesentliche Senkung der Baukosten erreicht werden.

Im Zuge der all il Preiser’ ist auch eine lebhafte Diskussion um
teilweise sehr itgehende Mieterh6hungsabsict gefihrt worden. Da Uber-
legungen dieser Art von der B ung vorldufig zuriick 1t worden

sind, kann darauf verzichtet werden, auf Einzelheiten einzugehen,

Allgemein aber muB d2r DGB verlangen, daf} die Mieten fiir Neubauwohnungen
im Regelfalle nicht iiber 1,— DM je gm hinausgehen, und daB die Mieten fiir All-
bauwohnungen nicht erh6ht werden. Der volkswirtschaftliche Erfolg von Miet-
preissteigerungen steht in keinem Verhdltnis zu den sich daraus entwickelnden
sozialen Spannungen, zumal es praktisch unméglich sein wird, den privaten Haus-
besilz bei Erhéhungen der Mieten zur Durchfilhrung notwendiger Reparaturarbei-
ten zu zwingen. Dies kann auf anderem Wege und mit anderen Methoden
geschehen, Die Mieten spielen eine entscheidende Rolle in den Lebenshaliungs-
kosten. Jede Mietsteigerung wiirde die weitere Ethéhung ven Lohnen, Gehiltern,
Pensionen, Renten und Unterstiitzungen notwendig machen. Es mufl daher an-
gestrebt den, die W gswirtschaft durch Senkung der Baukosten und durch
eine entsprechende Zinspolitik rentabel zu machen.
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VL. Agrarpolitik

Cine der besonders wichtigen Aufgaben der Wirlschaftspolitik muB es sein, dic
Produktion und die Produktivitit der deutschen Landwirtschaft zu erhéhen. An-
gesichts der ernsten Versorgungssituation Westdeutschlands ist dieses Problem
besonders dringlich.

Ziel der deutschen Agrarpolitik darf und kann keine Autarkiepolitik sein. Alle
Bestrebungen sind zu unterstiitzen, die auf eine Erhéhung der landwirtschaft-
lichen Produktion abzielen, aber bei dem Grundsatz der Produktionssleigerung
giinstigere europdische und auflereuropéische Produktionsbedi g beriick-
sichtigen.

Auch in der Landwirlschaft sind Schwerpunkte fiir die Produkte zu bilden, die die
Rentabilitat des landwirtschaftlichen Betriebes sleigern und im Rahmen der
gesamten Volkswirtschaft unter Beriicksichtigung der Einfuhrméglichkeit auf lange
Sicht bevorzugt angebaut werden miissen.

Flurbereinigung, Kultivierung, Neuregelung des Pachtwesens und des Grund-
stiickverkehrs sind vordringliche Aufgaben der Agrarpolitik. Weitere Zersplitte-
rungen der landwirischaftlichen Betriebe miissen unterbunden werden,

Es ist abwegig, die innerdeutschen Agrarpreise an den Weltmarkt zu binden, weil
dadurch eine fiir die deutsche Landwirtschaft notwendige Preisstabilisierung
nicht erreicht wird. Es mufi sichergestellt werden, daB die Landwirtschaft fiir ihre
Produkte einen Preis erhilt, der ihr den Anreiz zur Intensivierung gibt. Das darf
natiirlich nicht dazu {Ghren, daB rickstdndig arbeitende Betriebe in den Genuf*
einer Differenzialrente kommen. Soweit die Agrarpreise fiir den Konsumenten
untragbar sind, mul durch staatliche Mittel ein Ausgleich gegeben werden.

Durch stdrkere Einschaltung der ‘Einfuhr- und Vor lien muf} im Rah eines
allgemeinen landwirtschafttichen Produktionsprogramms die Méaglichkeit zur Re-
gulierung der Mengen und zur Stabilisierung der Preise gegeben werden. Die
Erfolge einer solchen Agrarpolitik in landischen Staaten geben i 1 Hin-
weise auf die hier bestehenden Maglichkeiten.

Die Landwirtschaft sollte endlich erkennen, daB die besten Absatzméglichkeiten
fiir sie nur bei hoheren und steigenden Arbeitseinkommen der Gesamiwirtschaft
gegeben sind.

Das Lohnniveau der Landarbeiter muf an den Lobhnstand der Industriearbeiter
herangebracht werden. Nur so ist die Gefahr der Landflucht zu beseitigen. Die
Hebung des léndlichen Lebensstandards ist eine der Voraussetzungen zur Lei-
stungssteigerung. Die Forderung des Landarbeiterwohnungsbaues gehért mit zu
diesen Malnahmen,

Eine Steigerung des Anteils des Erzengers an dem Verkaufspreis fiir Agrarerzeug-
nisse und eine gleichzeitige k der Ver preise ist auch maglich
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durch Verkiirzung der Handelswege und H . durch Verbesserung
der Absatzorganisation, durch Rationalisierung der Arbeitsmethoden und durch
Steigerung der Produktivitdt im Nahrungsmittelgewerbe. Einen wesentlichen Bei-
trag ké hierbei g haftliche Einrichtungen auf der Erzeuger- und Ver-
braucherseite leisten.

VI Uiientliche Finanzen und Steuern

Eine konstruktive Finanzpolitik hat in erster Linie eine wirlschaftslenkende Funk-
tion, Die Fi politik soll im Rah der Wirlschafispolitik neben finanzpoliti-
schen Zwecken vor allem investitionspolitische und einkommensausgleichende
Wirkungen haben. Dxe Steuerpohuk muB nach wirtschaftspolitischen und sozialen
Grundsé

g

Die zahlreichen kleinen Steuerreformen und die Einfiilhrung zusitzlicher Steuern
verschieben immer mehr die von Anfang an den einzelnen Gruppen zugedachte
und abgewogene Steuerbelastung zuungunsten der breiten Bevolkerungsschichten,
auf denen ein Druck iiberhshter direkter und indirekter Steuern lastet. Der grofite
Teil sémtlicher Steuern kann auf die Verbraucher abgewélzt werden. Praktisch wird
dies in einer Periode der Konsumgiiterverknappung oder eines allgemeinen Ver-
kdulermarkies mehr als bisher erfolgen.

Nur mit einer umfassenden, organischen Steuerreform kann eine gleichméBige und
ausgleichende Belaslung nach den Grundsétzen einer gerechten Verieilung erreicht

. 1

werden. Dazu mii v sein:

1. Eine sozialgerechte Steuer- und Finanzpolitik hat zunéchst alle Maglichkei-
ten zu Ausgabeneinsparungen und zu starkerer Erfassung der bereits vor-
Steuerquell chopfen. Erst wenn hier das Notwendige und
Mogliche getan ist, erscheint es gerechtfertigt, neue Steuerquellen 2u
erschliellen. Die Gewerkschaften sind der Meinung — und diese Uber-
zeugung teflen weue Bevolkerungskreise —, daB die nolwendigen Mab-
zur Rationalisierung der &ffentlichen Verwaltung und zur Inten-
sivierung der Steuereinnahmen uberhaupt noch nicht ernsthaft in Angnﬁ
genommen worden sind.

hand.

g

Eine fiihlbare Senkung der Verwalt und & steuerliche
Erfassung ist aber nach Auffasrung der Gewerkschaften nur méglich, wenn
die immer mehr zutage tretenden Maéngel der fideralistischen Steuerpolitik
beseitigt werden. Auf dem steuerpolitischen Gebiet hat der ibertriebene
und kostspielige Féderalismus u. a. dahin gefiihrt, daf§ die Einkommensteuer
als die wichtigste Lindersteuer in den 11 Bundeslindern vollkommen unein-
heitlich verwaltet wird; das gilt sowohl fiir die Veranlagung als audh fiir die
Beitreibung und die Betriebspriifung. Die Gewerkschaften fordern erneut, daB
endlich aus dem Vi des Foderali auf finanz- und steverpoliti-
schem Gebiet die di Folg 0o werden,
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3. Eine volle Ausschopfung der vorhand S llen héngt lich
von einem leistungsfahigen steuerlichen Betr-ebspru[ungsdlenst ab, den es
mit aller Energie auszubauen und zu aktivieren gilt. Der steuerliche Be-
triebspriifungsdienst hat noch nicht wieder seine frithere Leistungstahigkeit
erreicht. Wenn maBgebende Vertreter der Finanzverwaltung der Auffassung
sind, dafl ohne besondere Anstrengung bei der veranlagten Einkommen-
stever durch schdrfere Erfassung wenigstens zusitzlich eine Milliarde DM
hereinzubringen seien, so muB erwartet werden, daB die verantwortlichen
Stellen endlich vom bloBen Konstatieren zum energischen Handeln iibergehen.

-~

Die Praxis der Einkommenbesteuerung hat sich in den letzten Jahren immer
mehr von dem Grundsatz der gleichmiBigen Besteuerung aller Steuerpflich-
tigen entfernt. Auf der einen Seite steht die breite Masse der Lohn- und Ge-
haltsempfénger, der die Steuern auf Heller und Pfennig abgezogen werden.
Auf der anderen Seite erlauben es die gegenwarugen steuerlichen Gewinn-
ermittlungsvorschriften vielen i Eink pfingern, zu
Lasten der Staatsfinanzen einen mehr oder weniger groBen Teil ihrer Aus-
gaben fiir die private Lebenshaltung zu bestreiten. Die steuerlichen Gewinn-
ermittlungsvorschriften sollten daher unter dem Gesnchlspunkt der gegen-
wiirtigen Fi und im I einer glei & ung aller
Steuerpflichtigen streng dberpriift werden. Insbesondere sind die Begriife
Betriebsausgaben und Werbungskosten neu zu fassen, damit in Zukunft Aus-
gaben, die nicht betriebsnotwendig, sondern nur komfortférdernd sind, steuer-
lich nicht mehr anerkannt werden. Es kann hier auf die neuere amerika-
nische Besteuerungspraxis hingewiesen werden, die mit dem Begriff der
«Teasonable deductions” (si aB: betriebsnot lige A b arbeitet.

) g )

©

Die Umsatzsteuer und die iibrigen Verbrauchssteuern soliten entsprechend
den volkswirtschaftlichen Notwendigkeiten gestaffelt und in Phasen pau--
schaliert werden. Dabei ist an eine Diiferenzierung nach volkswirtschaft-
lichen Dringlichkeitsstufen zu denken, um auf diese Weise die Verbrauchs-
besteuerung zu einem wirksamen wirtschaftspolitischen Lenkungsmittel zu
machen.

6. Die Steuergesetze sind zu vereinfachen, damit sie von der Allgemeinheit
verstanden werden,

Bei der Ausgabenpolitik ‘der &ffentlichen Hand sollen angesammelte Reserven und
alle verfiigharen Mittel eingesetzt werden, um die Investitionstétigkeit anzuregen
und andere volkswirtschaftliche Ausgaben zu erméglichen, Die Steuerpolitik kann
nicht losgeldst betrachtet werden von der allgemeinen Ausgabenwirtschaft aller Ge-
bietskdrperschaften. Es mull gefordert werden, daB durch eine Rationalisierung der
Verwaltung strengste Sparsamkeit Platz greift.
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VIHI. Geld- und Kreditpelitik

Die in den vorhergehenden Abschnillen aufgezeigten Aufgaben lassen sich nur
durdhfiihren, wenn sie von der geld- und kreditpolitischen Seite her wirksam

unterstiitzt werden.

1. Grundsitzlich isl notwendig, daB die Politik der Bank deulscher Lander in
die allgemeine Wirtschaftspolitik eingeordnet wird.

. Voraussetzung hierliir ist aber, daf ein langfristiges Wirtschaftsprogramm
vorliegt. Damit wird die bisherige einseilige Onenherung der Notenbank-
politik an der Zahl bilanz durch allg der abgestimmte
wirtschaftspolitische Gesichispunkte ergdnzt.

o

Hierfiir isl der Aufbau eines Nationalbudgets ein unbedingtes Erfordernis.

Der langlristige Kredit wird ausschlieBlich von einer Zentralstelle, der Kre-
ditanstalt fiir Wiederaufbau, gelenkt. Dieses Institut hat auch die Aufsicht
und Kontrolle iiber die tatsichliche Verwendung der langfristigen Kredite.

w

Das in der Offentlichkeit so viel erérterte Problem des Kapitalmarktzinses
wird damit auf sein richtiges Maf zuriidcgefiihrt. Aufkommen und Verwen-
dung der langfristigen Kredite kann nicht vom Zins, sondern muB von den
zentralen MaBnahmen der ertsdlaﬂspolmk im allgemeinen und der Investi-

h d

tionspolitik im en g t

-

Die Kontrolle des kurz- und mittelfristigen Kredites soll nach wie vor in den
Hinden der Notenbank liegen. Hierbei ist weder eine Politik der absoluten
Kreditrestriktion, noch der absoluten Kreditexpansion zu betreiben. Die Kre-
ditgewshrung muB vielmehr streng an die Produktions- und Absatzzeit ge-
bunden werden.

5. Ferner miissen Wege gefunden werden, die einzelnen Branchen und Wirt-
schaftszweige als Gesamtkreditnehmer zu organisieren,

DGB

DEUTSCHER GEWERKSCHAFTSBUND DUSiELDORF den 12.Marz 1951
FUR DAS GERIET Strumtiale - Has-Bocktec-Haos
DER BUNDESREPUBLIK DEUTSCHLAND Tetelan 10481
DER BUNDESVORSTAND

An die

Mitglieder des Bundestages
und des Bundesrates

Bonn -Rhein

Betr. Forderungen des Deutschen Gewerkschaftsbundes
zur Wirtschaftspolitik.

Die bisherige Wirtschaftspolitik der Bundesregierung
bgdarf einer grundlegenden Anderung. Das hat dis

Bundesregierung auch selbst erkannt und einen beson-
deren interministeriellen WirtschaftsausschuB zur

Beratung entsprechender RegierungsmaBnahmen gebildet.
Es ist uns bekannt, daB diesem Ausschuf verschiedene
Untersuchungen @ber die wirtschaftliche Lage und Vor-
schlage zur Anderung der Wirtschaftspolitik vorliegen.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund hat davon Abstand
genommen, die ihm bekanntgewordeuen Vorschléage nur
kritisch zu prufen oder zu erginzen. Er hat as viel-
mehr fUr notwendig erachtet, sigene Vorschlige
auszuarbeiten.

Der Deutsche Gewerkschaftsbund als Vertreter von

5 500 000 Arbeitern., Angestellten und Beamten gestattet
sich, Thnen in der Anlage seins Vorschlige zu unter-
breiten. Er erwartet, daB diese Vorschliage bei den
Beratungen im Bundestag und Bundesrat ihre Bertck-
sichtigung finden.

Mit vorztglicher Hochachtung!

DEUTSCHER GEWERKSCHAFTSBUND
DER BUNDESVORSTAND

(M. Fécher) (H vo Hcifé)

Anlage



	Inhaltsübersicht
	Forderungen des DGB zur Wirtschaftspolitik
	I. Investionspolitik
	II. Außenwirtschaft
	III. Rohstofflenkung
	IV. Preise und Löhne
	V. Wohnungsbau und Mieten
	VI. Agrarpolitik
	VII. Öffentliche Finanzen undSteuern
	VIII. Geld und Kreditpolitik

